
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
164. Ratssitzung vom 30. August 2017
 
 
 
3193. 2017/86 

Weisung vom 05.04.2017: 
Human Resources Management, Teilrevision des Personalrechts betreffend Mass-
nahmen bei Unterdeckung der Pensionskasse 

  
Antrag des Stadtrats 
 
1. Die Verordnung über das Arbeitsverhältnis des städtischen Personals wird wie folgt 

geändert: 
Art. 85bis Massnahmen bei Unterdeckung der Pensionskasse Stadt Zürich (PKZH) 
1 Dem Stiftungsrat der PKZH obliegt die Beurteilung des Deckungsgrads gemäss den 
Vorgaben des Bundesrechts. Stellt er eine Unterdeckung fest, beschliesst er einen 
Sanierungsplan, informiert die Betroffenen und regelt den Vollzug. 
2 Der Stiftungsrat berechnet den Anteil der Arbeitgeber in Form eines monatlich zu-
sätzlich zu erbringenden festen Prozentsatzes auf den koordinierten Löhnen. Er be-
schliesst im Rahmen des Bundesrechts über die Sanierungsbeteiligung der aktiv 
Versicherten und der Pensionsberechtigten. 
3 Die jährlichen Sanierungskosten werden zwischen Arbeitgebern und aktiv Versi-
cherten nach dem gleichen Schlüssel aufgeteilt wie bei den Sparbeiträgen der Stadt 
Zürich. Liegt die Verzinsung der Altersguthaben unterhalb des BVG-
Mindestzinssatzes, wird die Differenz an die Sanierungskosten der aktiv Versicherten 
angerechnet. Falls die Pensionsberechtigten an den Sanierungskosten beteiligt wer-
den, verringert sich der durch die aktiv Versicherten zu tragende Anteil. 

2. Der Stadtrat setzt die Änderungen in Kraft. 
 
Referentin zur Vorstellung der Weisung: Gabriela Rothenfluh (SP) 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung. 
 
 
Änderungsantrag zu Dispositivziffer 1 
 
Die Mehrheit der SK FD beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags.  
 
Die Minderheit der SK FD beantragt folgende Änderung der Dispositivziffer 1: 

Stadt Zürich 
Gemeinderat 
Parlamentsdienste 
Stadthausquai 17 
Postfach, 8022 Zürich 
 
Tel  044 412 31 10 
Fax 044 412 31 12 
gemeinderat@zuerich.ch 
www.gemeinderat-zuerich.ch 



 

2 / 3 
 
 

 
[…] 
 
3 Die jährlichen Sanierungskosten werden zwischen Arbeitgebern und aktiv Versicherten 
nach dem gleichen Schlüssel aufgeteilt wie bei den Sparbeiträgen der Stadt Zürich. So-
fern die städtische Jahresrechnung des letzten Jahres einen Bilanzfehlbetrag ausweist, 
werden die jährlichen Sanierungskosten für das auf die Genehmigung der Jahresrech-
nung folgende Kalenderjahr von den Arbeitgebern und den aktiv Versicherten je hälftig 
getragen. Liegt die Verzinsung der Altersguthaben unterhalb des BVG-Mindestzins-
satzes, wird die Differenz an die Sanierungskosten der aktiv Versicherten angerechnet. 
Falls die Pensionsberechtigten an den Sanierungskosten beteiligt werden, verringert sich 
der durch die aktiv Versicherten zu tragende Anteil. 
 

Mehrheit: Gabriela Rothenfluh (SP), Referentin; Präsident Matthias Probst (Grüne), Walter Angst 
(AL) i. V. von Christina Schiller (AL), Linda Bär (SP), Simon Diggelmann (SP), Elena Marti 
(Grüne), Pirmin Meyer (GLP), Dr. Pawel Silberring (SP)  

Minderheit: Vizepräsident Dr. Urs Egger (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Onorina Bodmer 
(FDP), Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP) i. V. von Urs Fehr (SVP) 

Abwesend: Martin Luchsinger (GLP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 73 gegen 45 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
Die Detailberatung ist abgeschlossen. 
 
Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) überwiesen. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Die geänderten Artikel der Verordnung über das Arbeitsverhältnis des städtischen Per-
sonals sind durch die RedK zu überprüfen (Art. 38 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 64 Abs. 
1 GeschO GR). Die Schlussabstimmung findet nach der Redaktionslesung statt. 
 
Art. 85bis Massnahmen bei Unterdeckung der Pensionskasse Stadt Zürich (PKZH) 
1 Dem Stiftungsrat der PKZH obliegt die Beurteilung des Deckungsgrads gemäss den Vorgaben des Bun-
desrechts. Stellt er eine Unterdeckung fest, beschliesst er einen Sanierungsplan, informiert die Betroffenen 
und regelt den Vollzug. 
2 Der Stiftungsrat berechnet den Anteil der Arbeitgeber in Form eines monatlich zusätzlich zu erbringenden 
festen Prozentsatzes auf den koordinierten Löhnen. Er beschliesst im Rahmen des Bundesrechts über die 
Sanierungsbeteiligung der aktiv Versicherten und der Pensionsberechtigten. 
3 Die jährlichen Sanierungskosten werden zwischen Arbeitgebern und aktiv Versicherten nach dem gleichen 
Schlüssel aufgeteilt wie bei den Sparbeiträgen der Stadt Zürich. Liegt die Verzinsung der Altersguthaben 
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unterhalb des BVG-Mindestzinssatzes, wird die Differenz an die Sanierungskosten der aktiv Versicherten 
angerechnet. Falls die Pensionsberechtigten an den Sanierungskosten beteiligt werden, verringert sich der 
durch die aktiv Versicherten zu tragende Anteil. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 
 


